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» §3

Für Organspenden dürfen materielle und finanzielle Lei­
stungen nicht gefordert, angeboten oder gewährt werden. Un­
berührt hiervon bleiben die Rechtsvorschriften über das Blut­
spende- und Transfusionswesen.

II. Abschnitt

Voraussetzungen 
für eine Organentnahme von Verstorbenen

§4

Organentnahme für Transplantationszwecke

(1) Die Organentnahme von Verstorbenen für Transplan­
tationszwecke ist zulässig, falls der Verstorbene ziu Lebzeiten 
keine anderweitigen Festlegungen getroffen hat.

(2) Bei einem Tod unter verdächtigen Umständen ist eine 
Organentnahme nur auf der Grundlage der in Rechtsvorschrif­
ten geregelten Voraussetzungen zulässig.*

§5

Todesfeststellung

(1) Voraussetzung für die Organentnahme von Verstor­
benen ist die zweifelsfreie und nachweisbare Feststellung des 
Todes.

(2) Die Feststellung des Todes eines Bürgers, bei dem Re­
animationsmaßnahmen zur künstlichen Aufrechterhaltung von 
Organfunktionen mit dem Ziel der Lebenserhaltung durch­
geführt werden, trifft das vom Bezirksarzt bestimmte Ärzte­
kollektiv, das hierüber ein Protokoll anzufertigen hat.

(3) Die Entscheidung über die Feststellung des Todes ist un­
abhängig von einer möglichen Organentnahme zu treffen. 
Das Ärztekollektiv, das den Tod feststellt, darf die Transplan­
tation eines Organs, das dem Verstorbenen entnommen wird, 
nicht durchführen.

III. Abschnitt

Voraussetzungen 
für eine Organentnahme vom lebenden Spender

§ 6

Vorrang der Interessen des lebenden Spenders

Eine Organentnahme vom lebenden Spender ist nur zuläs­
sig, wenn für ihn im Ergebnis umfassender ärztlicher Unter­
suchung keine gesundheitlichen Beeinträchtigungen zu erwar­
ten sind und mit hoher Wahrscheinlichkeit angenommen wer­
den kann, daß die Transplantation des Organs zur Rettung 
des Lebens oder zur Wiederherstellung oder Besserung der 
Gesundheit eines Kranken führen wird.

Zustimmung des Spenders zur Organentnahme

§7

(1) Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Organentnahme 
ist die aus freiem Entschluß ohne Beeinflussung durch Dritte 
erteilte Zustimmung des Spenders. Sie kann nicht ersetzt 
werden.

(2) Der Spender muß volljährig sein.

* § 94 der Strafprozeßordnung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik - StPO - vom 12. Januar 1968 (GBl. I Nr. 2 S. 49) in der Fassung 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1974 zur Änderung der Strafprozeß­
ordnung (GBl. I Nr. 64 S. 597) und § 4 der Anordnung vom 2. Dezem­
ber 1968 über die ärztliche Leichenschau (GBl. II Nr. 129 S. 1041)

(3) Der Spender kann seine Zustimmung bis unmittelbar 
vor der Organentnahme jederzeit ohne Angabe von Gründen 
zurücknehmen.

§ 8

(1) Der Spender ist vor seiner Zustimmung über die mög­
lichen Folgen und Risiken der Organentnahme umfassend 
aufzuklären. Die Aufklärung hat sich auch auf alle im Zu­
sammenhang mit der Organentnahme stehenden Umstände 
zu erstrecken, soweit sie für die Erteilung der Zustimmung 
des Spenders von Bedeutung sein können.

(2) Die Zustimmung des Spenders ist gegenüber dem zu­
ständigen Kreisarzt in Anwesenheit eines Vertreters des 
Ärztekollektivs, das die Organentnahme vornimmt, zu er­
klären. Dabei ist der Spender auf die bestehenden Möglich­
keiten der Nachsorge hinzuweisen.

(3) Über den Inhalt der Aufklärung und die Zustimmungs­
erklärung des Spenders ist ein Protokoll aufzunehmen, das 
vom Kreisarzt, dem Vertreter des Ärztekollektivs und dem 
Organspender zu unterschreiben ist.

§9

(1) Der Organspender kann die Zustimmung zur Organ­
entnahme unter der Bedingung erteilen, das Organ nur einem 
bestimmten Empfänger zu transplantieren.

(2) Ist nach der Organentnahme eine Transplantation bei 
dem vorgesehenen Empfänger unmöglich geworden, darf das 
Organ einem Dritten transplantiert werden, wenn andere 
Organe nicht zur Verfügung stehen und eine Replantation 
beim Spender nicht möglich ist oder von ihm nicht gewünscht 
wird.

§10

Entscheidung über die Organentnahme

Die Entscheidung über die Organentnahme trifft ein vom 
Ärztlichen Direktor der Gesundheitseinrichtung bestimmtes 
Ärztekollektiv, das hierüber ein Protokoll aüfzunehmen hat.

§11

Materielle Sicherstellung des Spenders

(1) Hat die Organentnahme wider Erwarten zu gesundheit­
lichen Beeinträchtigungen des Spenders geführt, sind ihm 
hierdurch entstehende materielle Nachteile auf der Grund­
lage der Rechtsvorschriften zu ersetzen.*

(2) Ist infolge der gesundheitlichen Beeinträchtigung ein 
Wechsel des Berufs oder der bisherigen Tätigkeit des Spen­
ders erforderlich, erhält dieser durch die örtlichen Staats­
organe Unterstützung bei der Vermittlung eines neuen Ar­
beitsplatzes oder bei einer notwendigen Umschulung.

(3) Hat die Organentnahme den Tod des Spenders zur Folge, 
sind den unterhaltsberechtigten Hinterbliebenen der weg­
fallende Unterhalt und die Bestattungskosten durch die Staat­
liche Versicherung der Deutschen Demokratischen Republik 
zu ersetzen. Leistungen der Sozialversicherung, aus der zu­
sätzlichen Altersversorgung der Intelligenz und aus sonstigen 
Alters- und Invalidenversorgungen werden angerechnet.

* § 10 der Anordnung vom 18. November 1969 über die Bedingungen 
für die Pflichtversicherung der staatlichen Organe und staatlichen Ein­
richtungen bei der Staatlichen Versicherung der Deutschen Demokra­
tischen Republik (GBl. II Nr. 101 S. 682) und § 2 Buchst, c der Ver­
ordnung vom 11. April 1973 über die Erweiterung des Versicherungs­
schutzes bei Unfällen in Ausübung gesellschaftlicher, kultureller oder 
sportlicher Tätigkeiten (GBl. I Nr. 22 S. 199)


